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Les Francais
3e veulent les

champions
des droits de

I'Homme,
mais noire
fascisme

nous, quand
se mettra-t-on

a l'analyser?

tréme droite, elle dit: apres tout, pourquoi pas?, et
puis une fois qu'il n'y a plus de barrieres ... II y a
dans tous les fascismes ce cote de marginalite au
depart: une sorte de barriere qui finit par sauter,
et puis par apres ca se repand. Ily a mule manieres
de banaliser le racisme.

Et puis ily a les aspects tres concrets qui m'inquie-
tent le plus, surtout au niveau du pouvoir munici-
pal, tres fort en France et sans doute aussi ailleurs.
J'habite la region parisienne et j'ai recu dans ma
boite aux lettres des tracts disant: Votez pour nous
et les travailleurs immigres n'auront plus droit
l'allocation familiale. La commence donc un debut
de pratique, et puis ce genre de choses n'aura plus
de fm. Une chose me rassure: c'est justement l'Eu-
rope. II y a des reglements europêens par rapport
ace genre de questions qui interdisent tout simple-
ment ces distinctions. C'est tres bien. C'est une des
raisons pourquoi je me bats aussi pour l'Europe. Je
crois que grace a une dimension europeenne - et il
n'y a pas que Le Pen, il y a le NPD, ii y a la Baviere,
II y a d'autres tendances fascistes en Europe - on
peut les canaliser par une sorte de consensus di-
sons des gens raisonables au niveau europeen, et

méme au-dela. Je pense que le Parlement Euro-
peen peut avoir un role positif pour mettre des bar-
rieres qui pourraient ceder au niveau d'un seul
pays.
forum: Je vous remercie pour cet entretien.
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VORURTEILE
"forum" beginnt mit dieser Nummer eine neue
Serie, auf die es lieber verzichtet hAtte. Angesichts
des steigenden Nationalismus und Fremden-
hasses, scheint es uns aber unumganglich, eine
Reihe von Vorurteilen als solche zu entlarven. Wir
geben uns natiirlich nicht der Illusion hin, mit
diesen Beitragen, die Angstgefiihle und daraus
entwickelte Hirngespinste breiter BevOlkerungs-
kreise wirksam entkrAften zu kiinnen. Doch einer-
seits hoffen wir, den "forum"-Lesern eine Ar-

gumentationshilfe zu bieten fur die sicher
zahlreichen GesprAche, die sie in den nRchsten
Monaten in dieser Sache werden fUhren miissen,
andererseits ist es keiner Zeitung, Zeitschrift oder
Radiosender grOlierer Reichweite verboten, un-
sere Serie aufzugreifen und aufklarend bei jenen
Volksschichten zu wirken, die "forum" kaum er-
reicht und die am stärksten fur simplistische "Ar-
gumente" zuganglich sind. ra diesem ersten Bei-
trag sei folgenden zwei Fragen nachgegangen:

1 - 1ST DIE ASTI SCHULD AM FREMDENHASS?
2- WOLLEN DIE AUSLANDER MITTELS WAHLR[CHT DIE
MACHT ERGREIFEN?
Wenn ich die Luxemburger Publizistik einiger-
maBen vollstandig iiberblicke, so hat lz als erster
im LW-Leitartikel vom 17.12.1987 die Behauptung
aufgestellt: Indem sie das Kommunalwahlrecht fur
die Auslander fordere, sei die ASTI eigentlich
schuld an der Bildung einer "nationalistischen
Front". S either wird es eifrig von den Po-
litiker(inne)n des rechten CSV-Fliigels nach-
gebetet (vgl. z. B. Georges Pierret und Viviane Re-
ding in CSV-Profil, 17.5.1988). Einfacher kOnnen
sie sich in der Tat ihrer Verantwortung nicht ent-
ledigen.

Die Behauptung an sich ist in der Tat gar nicht so
falsch. Sic ist genauso richtig wie es Tatsache ist,
daB das 2. Vatikanische Konzil schuld ist an der
Bewegung urn Mgr. Lefebvre, oder daB die Prokla-
mierung der ersten deutschen Republik zur Ent-
stehung rechtsextremer, kaisertreuer Parteien
fithrte, die letzten Endes Hitler den Weg bere-
iteten. Sind diese Tatsachen nun Grund genug, das
Konzil als Fehlentwicklung zu bewerten, oder
einem autoritaren, kaiserlichen Deutschland den
Vorzug zu geben? Wer den Fortschritt will, muB
immer damit rechnen, daB es Leute gibt, die am
Bestehenden festhalten wollen und es notfalls mit
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Gewalt (verbaler oder gar physischer Natur) ver-
teidigen werden. Die Kunst des demokratischen
Politikers ist es, die grol3ten Teile solcher Minde-
rheiten trotzdem filr den gesamtgesellschaftlichen
Fortschritt zu gewinnen. Wer diesen Versuch von
vornherein nicht macht, mu13 sich den Vorwurf ge-
fallen lassen, das Spiel reaktiondrer Minderheiten
zu machen.

Diese historischen Vergleiche sollen nur die Un-
tauglichkeit des "Arguments" illustrieren. Wir wol-
len keineswegs CSV-Politiker in die Mlle von Le-
febvre-Anhangern oder nationalistischer Repub-
likfeinden riicken. Wer gegen das Wahlrecht fur
Auslander ist, aus welchen Griinden auch immer,
ist ganz bestimmt nicht ipso facto ein Auslander-
feind oder ein schlechter Demokrat. Die CSV be-
fleil3igt sich auch immer wieder, neben die
Ablehnung des Wahlrechts ein positives Pro-
gramm zugunsten der Auslander zu stellen: "Ja zu
einer weitmoglichst ausgedehnten gesellschaf-
tlichen Integrierung. Ja zur Einfuhrung von kom-
munalen Ausldnderkommissionen. Ja zur Erleich-
terung der schulischen Ausbildung der Auslander-
kinder. Ja zu einer kulturellen
Entfaltungsmoglichkeit," schrieb derselbe G. Pier-
ret am 22.9.1987 im CSV-Profil. Und lz fugte dem
Problemkatalog mit Recht die offensichtliche Be-
nachteiligung der Portugiesen auf dem Wohnungs-
markt hinzu (LW, 19.5.1988).

Das sind in der Tat die Probleme, die gelost wer-
den milssen. Nur, seit Ende der 60er Jahre warten
die Auslander und ihre luxemburgischen Freunde
auf die Losung. Aber es geschieht nichts, einfach
nichts. 1964 schuf sozusagen in Eigeninitiative
Herr Marcel Barnich den "Service de l'Immigra-
tion", der 1972 eine legale Basis erhielt, aber dessen
Mission weiterhin darin besteht, Heftpflaster zu
verteilen. Die DP-LSAP-Koalition von 1974-79
schuf einen "Conseil National de l'Immigration",
aber er wird von keiner Regierung urn seinen Rat
gefragt. Einige Gemeinden schufen freiwillig Aus-
landerkommissionen, aber deren Vorlagen versch-
winden in Schubladen, bei der Escher Links-Koali-
tion so gut wie in DP- oder CSV-regierten Stddten
und Gemeinden. Keine Initiative fOrdert den Bau
von sozialen Mietwohnungen. Keine Mal3nahme
erleichtert die schulische Ausbildung der franco-
phonen Schiller: der Minister "empfiehlt" den Ge-
meinden entsprechende Initiativen zu ergreifen.
Keine Broschiire erklart den Portugiesen den Urn-
gang mit Luxemburger BehOrden. Kein Arbeit-
geber ist verpflichtet, wie in Schweden, jeden Aus-
lander wahrend 300 Stunden freizustellen, damit er
die Landessprache erlernen kann. Kein Gesetz hat
die Ausweisungsprozedur vermenschlicht.

Die Analyse der Ursachen, warum es nur eine
Politik des passiven Zuschauens in Sachen Immi-
gration gibt, trotz aller Versprechen a la Pierret
(siehe oben), fiihrte Auslander wie Luxemburger
sehr bald zu einer einleuchtenden Erklarung: die
Luxemburger Politiker brauchen keine aktive Aus-
lânderpolitik zu betreiben, da eine solche ihnen
keine Stimme mehr einbringt. Im Gegenteil, dort
woes begrenzte Initiativen gibt, etwa beim Bau von

Wohnheimen fur alleinstehende Auslander, hagelt
es meistens von seiten der Luxemburger Waller
Proteste. Also ...

Da half es rein gar nichts, daB der Bischof von Lux-
emburg den Politikern jeder Couleur immer
wieder die Leviten las und sie aufforderte, endlich
ihre Verantwortung zu ilbernehmen, nicht nur ge-
genuber den Auslándern, die wir so dringend
brauchen, sondern gegeniiber der gesamtcn Beväl-
kerung, da die Karenz einer aktiven Immigration-
spolitik ganz einfach das harmonische Zusammen-
leben in unsern Grenzen aufs Spiel setzt. Mo-
ralische Argumente konnten elektorale
Uberlegungen in keiner der etablierten Parteien
erschilttern.

Moralische Argumente konnten
elektorale Uberlegungen in keiner

der etablierten Parteien
erschatern.

Angesichts dieser Situationsanalyse scheint in der
Tat nur ein Gegenmittel zu helfen: den Auslandern
das Wahlrecht geben. Da die meisten der genann-
ten Probleme auf Gemeindeebene zu Ibsen sind,
sollen sie das Gemeindewahlrecht erhalten. DaB es
daneben noch philosophische Grande gibt, das
Wahlrecht auf die Auslander auszudehnen, steht
auBer Zweifel. So sollte man die Beteiligung aller
Menschen an den sie beriihrenden politischen Ent-
scheidungen eigentlich als Menschenrecht an-
sehen, als ein zur Entfaltung ihres Menschseins
wesentliches Ausdrucksmittel. Doch fur viele Aus-
lander waren solche Argumente nicht ent-
scheidend. Es ging und geht ihnen ganz konkret urn
die LOsung ihrer Probleme. Die Angst, daB die
Portugiesen (warum nur sie?) auf diesem Weg
beabsichtigen, die Macht in Luxemburg zu er-
greifen, beruht auf Unkenntnis der mit der mit dem
vogeschlagenen Wahlrecht verbundenen Bedin-
gungen (Residenzdauer, Verbot nationaler Par-
teien, eventeuell zuerst nur aktives, kein passives
Wahlrecht, ...).
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In dieser Hinsicht ist allerdings m. E. ein strategi-
scher Fehler geschehen, an dem die ASTI nicht
ohne Verantwortung ist (vgl. meine diesbezii-
glichen Darlegungen in "forum" 72/1984, S. 13-16).
Als die Forderung nach dem kommunalen Auslan-
derwahlrecht einmal gestellt war, konzentrierte die
ASTI ihre ganze publizistische Arbeit auf diese
und vernachlaBigte - nach auBen! - das stete Hin-
weisen auf die weiterhin bestehenden Ungerech-
tigkeiten, denen Auslander im Alltag, auf dem
Wohnungsmarkt, in der Schule, bei der Arbeits-
suche, beim Sport, usw. usw. ausgesetzt sind. Das
Wahlrecht wurde sozusagen zum Selbstzweck,
statt daB es als Mittel zur Losung konkreter
Probleme verstanden wurde. (HOchstens in die-
sem Sinne hat Josy Braun (t, 17.5.88) recht, wenn
er schreibt, die Portugiesen beanspruchten das
Wahlrecht nicht.)

Dartiberhinaus wurde die Forderung auch viel zu
undifferenziert erhoben: die Bedingungen, unter
denen in Luxemburg lebende Auslander das aktive
oder passsive Wahlrecht erhalten sollten, wurden
kaum in die Diskussion eingebracht. Wie anders
ware es moglich, daB selbst Beftirworter beflirch-
ten, die Gemeinde Fels bekame morgen einen por-
tugiesischen BUrgermeister? Noch heute schwebt
in den Kopfen mancher Politiker (geschweige
denn einfacher Burger) die Vorstellung herum, die
ASTI fordere das Wahlrecht fur die Abgeord-
netenkammer! (Als Beweis gilt mir ein hochran-
giger Politiker, der diese Forderung befUrwor-
tete!) Wieviele Auslander Uberhaupt wahlberech-
tigt waren bei dem von der EG-Kommission
vorgeschlagenen Residenzminimum (6 Jahre =
Dauer eines Gemeinderatmandats + 1 Jahr), ist
allerdings nicht voraussagbar, weil der Gesund-
heitsminister nicht bereit ist, die einzigen in dieser
Hinsicht aussagefahigen Statistiken, namlich jene
der Sozialversicherungen, unter dieser Fragestel-
lung auswerten zu lassen. Auch diese Unkenntnis
hilft Angst und Vorurteile schUren.

Die ASTI hat es auch m. E. versaumt, ihre Vorstel-
lungen auf deutsch und luxemburgisch gegentiber
der Luxemburger BevOlkerung zu artikulieren.
Das Luxemburger Schulsystem hat bis heute
jedenfalls nichts daran geandert, daB die groBe
Mehrheit der Luxemburger nicht freiwillig fran-
zOsische Texte liest.

Doch es ware falsch, der ASTI allein die Schuld an
diesen Fehlern zuzuschieben. Es wurde schon da-
rauf hingewiesen, daB der Eindruck einer Be-
schrankung auf die Wahlrechtforderung nur
duBerlich ist. Die tagliche Arbeit mit Kindern Lu-
xemburger und auslandischer Eltern aus Eich und
Umgebung im "Kannernascht", die tiefgehenden
Positionspapiere, etwa jenes "Pour une soci6te in-
terculturelle" (1984) oder das alternative Schul-
modell (1986), waren weniger spektakular und
wurden von der Presse entsprechend wenig verar-
beitet, obschon sie sich gerade mit den vielbe-
maten "konkreten Problemen" der Auslander be
schaftigen und Wege aufzeichnen, das Politi-
kerschlagwort von der "Integration" in die Praxis
umzusetzen. Gerade die Politiker, die immer nur
von Integration reden und das Immigrationspro-
blem de facto ignorieren, miissen als Hauptschul-
dige am zunehmenden FremdenhaB bezeichnet
werden.

Die ASTI ware nichtdestoweniger gut beraten, die
auslanderfeindliche Haltung der Luxemburger,
die nicht nur das Wahlrecht fur Auslander
ablehnen, ernstzunehmen. Deren Haltung zeugt
von Angsten, die durchaus einen realen Hinter-
grund haben und sicher nicht mit rationalen Ar-
gumenten vom Tisch zu fegen sind. Es ist kein Zu-
fall, wenn Le Pen im Arbeitermilieu und bei der
Kleinbourgeoisie seine graten Erfolge kennt.
Leute, die von einer gesellschaftlichen Deklassie-
rung der letzten Stufe, namlich der Arbeitslosig-
keit, bedroht sind, hegen normalerweise die Hoff-
flung, daB es andere zuerst treffen soil. Die Aus-
lander erftillen in dieser Hinsicht genau dieselbe
Rolle wie die Juden in der Weltwirtschaftskrise
von 1929-33. Um diesen Angsten entgegenzuwir-
ken scheint mir nur eine Strategic moglich: ihnen
bewuBt machen, daB nicht die Auslander schuld an
ihrer wirtschaftlichen und sozialen Misere sind,
sondern jene, die an den Hebeln der wirtschaft-
lichen und politischen Macht sitzen. DaB Auslan-
der wie Luxemburger unter denselben Ausbeu-
tungsmechanismen zu leiden haben. DaB eine
Spaltung der Gebeutelten nach nationalistischen
Kriterien nur das Spiel der Machtigen macht. DaB
auch sie die Auslander brauchen (!), wenn ihr Ar-
beitsplatz und ihre Rente nicht gefahrdet werden
sollen.

Dabei wird es selbstverstandlich Sprachschwierig-
keiten und Vorurteile zu ilberwinden geben. Aber
darauf kommen wir ein ander Mal zurtick.

m.p.

Folgende Vorurteile sollen in den nachsten Num-
mern behandelt werden:

3- Die Portugiesen wollen sich gar nicht inte-
grieren
4- Sie schicken ihr ganzes Geld nach Hause
statt hier ihre Probleme damit zu Risen
5- Die Auslander nehmen uns die Arbeit-
splatze weg
6- Sie sollen sich naturalisieren lassen 7- Sie
wollen kein Luxemburgisch lernen

8 orum nr. 104


